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5 AZR 283/84
7 Sa 136/83 Berlin
Verkündet am 
17. April 1985
Clobes,
Reg.-Sekret är
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 17. April 1985 durch den Vorsit­
zenden Richter Dr. Thomas, den Richter Dr. Gehring und die 
Richterin Michels-Holl sowie die ehrenamtlichen Richter
Schleinkofer und Krebs für Recht erkannt:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 -

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Berlin vom 5. April 
1984 - 7 Sa 136 / 83 - wird zurückgewiesen.

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob der Kläger nach der Inan­
spruchnahme von Konkursausfallgeld (Kaug) noch Anspruch auf Zah­
lung des Unterschiedsbetrages zwischen steuerlichem Brutto- und 
Nettolohn gegenüber der Beklagten hat.

Der Kläger war seit Dezember 1966 bei der Firma S und
Söhne GmbH & Co. als Verkaufsfahrer beschäftigt. Durch Beschluß 
des Amtsgerichts Charlottenburg vom 21. April 1983 wurde Uber 
das Vermögen der Firma das Konkursverfahren eröffnet und der Be­
klagte zum Konkursverwalter bestellt.

Für die Zeit vom 1. Februar bis 21. April 1983 wurde dem 
Kläger weder Lohn ausgezahlt noch wurde Lohn- und Kirchensteuer 
an das Finanzamt abgeführt. Auf den Bruttolohn wäre Lohnsteuer in 
der unstreitigen Höhe von 1048,29 DM zu zahlen gewesen.

Für die Zeit vom 1. Februar bis 21. April 1983 erhielt der 
Kläger von der Bundesanstalt für Arbeit Konkursausfallgeld in 
Höhe des rückständigen Nettoarbeitsentgelts.
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Mit seiner Klage verlangt der Kläger die Zahlung der auf die 
Bruttolohnforderung entfallenden Lohnsteuerbeträge an sich. Er 
hat die Auffassung vertreten, da der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 
grundsätzlich den Bruttolohn schulde, sei der Arbeitnehmer gemäß 
§ 38 Abs. 2 Satz 1 EStG Steuerschuldner der auf den Bruttolohn 
entfallenden Lohnsteuer; der Arbeitgeber sei lediglich in das 
steuerliche Entrichtungsverfahren eingeschaltet. Wenn der Ar­
beitgeber die auf den Bruttolohn entfallende Lohnsteuer nicht 
einbehalte, stehe dieser Betrag dem Arbeitnehmer zu. Daran ändere 
sich auch dadurch nichts, daß an den Arbeitnehmer Konkursaus­
fallgeld ausgezahlt werde. Bei der Gewährung von Konkursausfall­
geld gehe die Lohnforderung nur in Höhe des Nettoarbeitsentgelts 
auf die Bundesanstalt für Arbeit über. Der danach verbleibende 
Teil des Bruttolohnes sei an den Arbeitnehmer auszuzahlen. Es sei 
kein Grund ersichtlich, die Konkursmasse dadurch zu begünstigen, 
daß man dem Arbeitnehmer den Anspruch verwehre.

Der Kläger hat, soweit für die Revisionsinstanz noch 
interessierend, beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an den Kläger 
1.048,29 DM nebst 4 % Zinsen seit dem 1. Juli 
1983 zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzmveisen. Er hat die 
Auffassung vertreten, der Kläger habe nach der Inanspruchnahme 
von Konkursausfallgeld keinen Anspruch mehr auf die fiktiven 
Lohn- und Kirchensteuerbeträge. Der Arbeitnehmer könne zwar 
grundsätzlich Zahlung des Bruttolohnes beanspruchen und der Ar-
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beitgeber sei verpflichtet, die 
das Finanzamt abzuführen. Durch die Inanspruchnahme des Kon­
kursausfallgeldes habe der Kläger jedoch kein steuerpflichtiges 
Einkommen erzielt, so daß auch keine Lohnsteuer an das Finanzamt 
abzuführen sei. Das Konkursausfallgeld sei nach den einschlägigen 
steuerrechtlichen Vorschriften steuerfrei. Zudem ergebe sich aus 
den Lohnsteuerrichtlinien, daß auch etwaige Zahlungen des Ar­
beitgebers bzw. des Konkursverwalters an die Bundesanstalt für 
Arbeit das frühere Arbeitsverhältnis nicht berührten und daher 
keinen Arbeitslohn darstellten. Ohne eine Steuerpflicht des Klä­
gers bestehe aber kein Anspruch auf Zahlung des Bruttoarbeits­
entgelts .

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Mit der 
Revision verfolgt der Kläger sein Klagebegehren weiter.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet. Der Kläger hat keinen An­
spruch gegen den Beklagten auf Zahlung des ünterschiedsbetrages 
zwischen steuerlichem Brutto- und Nettolohn.

1.1. Der Arbeitnehmer hat grundsätzlich einen einklagbaren und 
vollstreckbaren Anspruch auf Zahlung des Bruttolohns gegen seinen 
Arbeitgeber (BAG 15, 220, 228 = AP Nr. 20 zu § 611 BGB Dienst­
ordnungs-Angestellte, zu 3 der Gründe; BAG Urteil vom 15. No­
vember 1978 - 5 AZR 199/77 - AP Nr. 14 zu § 613 a BGB, zu I 1 
der Gründe; BGH Beschluß vom 21. April 1966 - VII ZB 3/66 - AP
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Nr. 13 zu § 611 BGB Lohna 
beitsrechts-Handbuch, 5. 
beitnehmer regelmäßig der 
träges ausgezahlt, da der 
beitnehmeranteile zur Soz 
Abs. 1, § 1397 RVO, § 119 
Abs. 3 EStG die auf den B 
jeder Lohnzahlung vom Arb 
Abs. 1 Satz 1 EStG auf Re 
nanzamt abzuführen. Wird 
abgeführt, etwa weil das 
niedrig berechnet, darf d 
behalten, sondern hat ihn

nspruch, zu 2 der Gründe; Schaub, Ar- 
Aufl., § 71 I 4). Zwar wird dem Ar- 
Arbeitslohn nur in Höhe des Nettobe- 
Arbeitgeber berechtigt ist, die Ar- 
ialversicherung abzuziehen (vgl. § 39^ 
AVG); außerdem hat er gemäß § 38 

ruttolohn entfallende Lohnsteuer bei 
eitslohn einzubehalten und gemäß § 41 a 
chnung des Arbeitnehmers an das Fi- 
die Lohnsteuer vom Arbeitgeber nicht 
Finanzamt die Steuern fälschlich zu 
er Arbeitgeber diesen Betrag nicht ein- 
an den Arbeitnehmer auszuzahlen.

2. Der Bruttolohnanspruch des Arbeitnehmers wird auch durch den 
Konkurs des Arbeitgebers nicht berührt. Der Arbeitnehmer kann 
nach der Eröffnung des Konkursverfahrens von dem Konkursverwalter 
die Bruttolohnforderung als Masseschuld nach § 59 Abs. 1 Nr. 3 
KO geltend machen und - bei weiter rückständigem Lohn - die 
Bruttolohnforderung als bevorrechtigte oder einfache Konkurs­
forderung zur Konkurstabelle anmelden (Jaeger/Henckel, KO,
9. Aufl., § 3 Hz 79; Keuk, Die Lohnsteuer im Konkurs des Ar­
beitgebers, DB 1973» 2029, 2030). Die lohnsteuerrechtlichen Ver­
pflichtungen des Arbeitgebers bleiben auch nach Eröffnung des 
Konkursverfahrens bestehen und müssen nunmehr vom Konkursverwal­
ter wahrgenommen werden (§ 34 Abs. 3 in Verb, mit Abs. 1 AO).
Der Konkursverwalter hat daher, wenn er Lohnforderungen aus der 
Konkursmasse erfüllt, für den Arbeitnehmer einen Betrag in Höhe
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der Bruttolohnforderung bereitzustellen, davon den Nettolohnan­
teil an den Arbeitnehmer und den Lohnsteueranteil an das Finanz­
amt abzuführen. Entfällt auf die Bruttolohnforderung nur eine 
Konkursquote, so ist die Lohnsteuer nur aus dieser Quote zu er­
rechnen und nicht etwa aus der vollen Bruttolohnforderung. Denn 
nur der tatsächlich zu befriedigende Bruttolohn ist die Berech­
nungsgrundlage für die Lohnsteuer (Jaeger/Henckel, aaO, § 3 
Rz 79; Keuk, aaO).

II. Wenn beim Konkurs des Arbeitgebers Lohnansprüche nicht er­
füllt sind und der Arbeitnehmer deshalb Konkursausfallgeld in 
Anspruch nimmt, ergibt sich für die offen gebliebenen Brutto­
lohnforderungen folgendes:

1. Nach § 141 b Abs. 1 AFG hat der Arbeitnehmer Anspruch auf 
Konkursausfallgeld, der bei der Eröffnung des Konkursverfahrens 
über das Vermögen seines Arbeitgebers für die letzten drei Monate 
vor Eröffnung des Konkursverfahrens noch Ansprüche auf Arbeits­
entgelt hat. Gemäß § 141 d Abs. 1 AFG ist das Konkursausfallgeld 
so hoch wie der Nettoarbeitslohn, das heißt, der Bruttoarbeits­
lohn vermindert sich um die gesetzlichen Abzüge wie Lohnsteuer, 
Kirchensteuer und die Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung 
(Schönefelder/Kranz/Wanka, AFG, § 141 d Rz 1, Std. Mai 1975; 
Gagel, AFG, § 141 d Rz 1). Nach § 141 m Abs. 1 AFG gehen die 
Ansprüche auf Arbeitsentgelt, die den Anspruch auf Konkursaus­
fallgeld begründen, in dem Zeitpunkt auf die Bundesanstalt für 
Arbeit über, in dem der Arbeitnehmer den Antrag auf Konkursaus­
fallgeld stellt (BAG 29, 211, 213 = AP Nr. 4 zu § 59 KO, zu 1 a
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der Gründe; BAG 3 8, 1, 3, 4 = AP Nr. 1 zu § 141 m AFG, zu III 
3 b der Gründe; BSGE 48, 269, 274). Hinsichtlich der Sozialver­
sicherungsbeiträge findet kein Anspruchsübergang statt; sie 
bleiben nach § 141 n Abs. 2 AFG in der Hand der zuständigen 
Einzugsstelle gegenüber dem Arbeitgeber bestehen. Die auf den 
Bruttolohnanspruch des Arbeitnehmers entfallende Lohnsteuer ist 
in diesen Vorschriften des AFG nicht ausdrücklich erwähnt.

•

2. Die Vorschriften Uber das Konkursausfallgeld sagen nichts 
darüber aus, welches rechtliche Schicksal die im Bruttolohn ent­
haltene Lohnsteuer des Arbeitnehmers erfährt. Durch § 3 Nr. 2 
EStG ist nur klargestellt, daß das Konkursausfallgeld selbst 
nicht besteuert wird.

Hierzu wird einmal die Auffassung vertreten, der Arbeitnehmer 
behalte den Teil des Bruttolohns, der auf die Steuern entfalle. 
Auf die Bundesanstalt gehe nur der Nettolohnanspruch Uber, weil 
nur in dessen Höhe Konkursausfallgeld gezahlt werde. Da selbst 
dann, wenn der Konkursverwalter den auf die Bundesanstalt über­
gegangenen Anspruch ganz oder teilweise befriedige, nach den 
Lohnsteuerrichtlinien (vgl. Satz 2 zu § 3 Nr. 2 EStG; BStBl. I 
1977 S. 901, 905) die Leistung keinen Arbeitslohn darstelle und 
deshalb nicht mit Lohnsteuer belastet werde, würde sich ein nicht 
gewollter Vorteil für die Konkursmasse ergeben, wenn nicht dem 
Arbeitnehmer ein Anspruch in Höhe des Lohnsteueranteils zuge­
billigt werde (Gagel, AFG, § 141 d Rz 4; KR-Weigand, 2. Aufl.,
§ 22 KO Rz 74; Reinecke, Konkursausfallgeld und Lohnsteuer, DB 
1984, 865, 866; Lepke, Klage auf Arbeitsentgelt und gerichtliche
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Geltendmachung von Verzugszinsen, DB 1978, 839» 841; vgl. auch 
Lademann/Söffing/Brockhoff, EStG, § 3 Anm. 2).

Die entgegengesetzte Meinung will § 141 m Abs. 1 AFG dahin 
auslegen, daß der Bruttolohn, soweit nicht wegen der Sozialver­
sicherungsbeiträge § 141 n AFG eingreife, auf die Bundesanstalt 
übergehe (so Krebs, AFG, § 141 m Rz 2; HesS/Kropshofer, KO, 1985, 
§ 141 d AFG Rz 12 u. 13; Hess, Aktuelle Probleme des Konkursaus­
fallgeldes, BIStSozArbR 1977, 225, 227; Matthes, Einige Bemer­
kungen zum Gesetz über Konkursausfallgeld, BB 1974, 1351, 1352).

Schließlich wird die Ansicht vertreten, weil das Konkursaus­
fallgeld steuerfrei sei, schulde der Arbeitgeber weder dem Ar­
beitnehmer noch dem Finanzamt Lohnsteuer (Böhle-Stammschräder/ 
Kilger, KO, 14. Aufl., § 59 Anm. 5 C; Jaeger/Henckel, KO,
9. Aufl., § 3 Rz 83; Hans Heilmann, Erfahrungen mit dem Gesetz 
Uber Konkursausfallgeld, BB 1979, 275, 277; Veltins, Die Ab­
führung der Lohnsteuer im Konkurs des Arbeitgebers, DStR 1982, 
127, 130; vgl. auch Grunsky, Das Arbeitsverhältnis im Konkurs- 
und Vergleichsverfahren, 1981, 53; Arbeitsgericht Bremen, KTS 
1978, 186 ff.).

3. Es kann dahingestellt bleiben, ob schon § 141 m Abs. 1 AFG 
den Übergang nicht nur des Nettolohnes, sondern auch des auf 
diesen entfallenden als Steuer abzuführenden Teils des Brutto­
lohns umfaßt. Dem Arbeitnehmer steht jedenfalls kein von dem zu­
grundeliegenden Nettolohn losgelöster Anspruch auf den Lohn­
steueranteil gegenüber dem Arbeitgeber zu. Das ergibt sich aus
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folgenden Erwägungen:

a) Nach § 38 Abs. 2 Satz 1 EStG ist Steuerschuldner der auf den 
Lohn entfallenden Lohnsteuer grundsätzlich der Arbeitnehmer. Den 
Arbeitgeber trifft die öffentlich-rechtliche Pflicht, von dem im 
allgemeinen vereinbarten Bruttolohn die auf diesen entfallende 
Lohnsteuer einzubehalten und abzuführen. Entscheidend dabei ist 
jedoch folgendes: Lohnsteuerschuld und Pflicht des Arbeitgebers, 
die Lohnsteuer abzuführen, entstehen erst dann, wenn der Ar­
beitslohn tatsächlich gezahlt wird (§ 38 Abs. 2 Satz 2 EStG).
Der als Lohnsteuer abzuführende Teil des Arbeitslohns teilt daher 
- auch im Konkurs des Arbeitgebers - das Schicksal des an den 
Arbeitnehmer ausgezahlten Nettolohns. Solange dieser Anspruch 
nicht befriedigt wird, entsteht weder beim Arbeitnehmer eine 
Steuerschuld noch beim Arbeitgeber eine Haftungsschuld. Die 
Lohnsteuer als Teil des Bruttolohnanspruchs der Arbeitnehmer ist 
nur mit diesem zusammen und wie dieser zu erfüllen. Wird der ge­
schuldete Bruttolohn nur teilweise erfüllt, so ist es steuer­
rechtlich nicht zulässig, zu bestimmen, daß der Nettolohn ausge­
zahlt wird ohne die Lohnsteuer zu berücksichtigen; umgekehrt kann 
nicht ohne Rücksicht auf den zugeflossenen Lohn eine Steuerschuld 
begründet und erfüllt werden. Vielmehr ist die Lohnsteuer auf den 
ausbezahlten anteiligen Lohn zu berechnen und abzuführen (vgl. 
zum Ganzen BFH Urteil vom 16. Mai 1975 - VI R 101/71 - DB 1975, 
2307).

b) Hieraus folgt, daß dem Kläger der von ihm verfolgte Anspruch 
nicht zusteht. Der Teil des Bruttolohns, der als Lohnsteuer ab-
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zuführen wäre, kann vom Kläger als Leistung an sich nicht ver­
langt werden, x̂ eil der Nettolohnanspruch auf die Bundesanstalt 
für Arbeit übergegangen ist und deshalb - anders als bei der 
sonst zulässigen Bruttolohnklage (vgl. BAG 15, 220, 228 = AP 
Nr. 20 zu § 611 BGB Dienstordnungs-Angestellte; BAG Urteil vom 
15. November 1978 - 5 AZR 199/77 - AP Nr. 14 zu § 613 a BGB, zu 
I 1 der Gründe) - kein auszuzahlender Lohnteil verbleibt, zu dem 
der Steueranteil hinzutritt. Das Schicksal des auf die Lohnsteuer 
entfallenden Teils des Bruttolohns hängt davon ab, ob der Kon­
kursverwalter den auf die Bundesanstalt Ubergegangenen Anspruch 
befriedigt. Soweit er dies tut, ist er verpflichtet, die auf den 
ausgezahlten Betrag entfallende Lohnsteuer zu ermitteln und ab­
zuführen. Wenn die Lohnsteuerrichtlinien besagen, Zahlungen durch 
den Konkursverwalter an das Arbeitsamt wegen des gesetzlichen 
Forderun&sübergangs berührten das frühere Arbeitsverhältnis nicht
mehr undjstellten daher keinen Arbeitslohn dar, so verstößt dies

|
gegen difc rechtlichen Gegebenheiten. § 141 m AFG ordnet den

5
1Übergang!von Lohnansprüchen an. Die Rechtsnatur der Ansprüche 

bleibt unverändert. Die Verpflichtung des anstelle des Gemein- 
Schuldners tretenden Konkursverwalters kann nur auf dem mit dem 
Arbeitnehmer begründeten Arbeitsverhältnis beruhen. Deshalb kön­
nen die Lohnsteuerrichtlinien, die als Verwaltungsanweisungen 
keine Normqualität haben, die Steuerpflicht nicht abbedingen 
(ebenso Oeftering/Görbing/Wehmeyer, Das gesamte Lohnsteuerrecht, 
5. Aufl., § 3 C Rz 5).

c) Das gewonnene Ergebnis entspricht nicht nur der Rechtslage, 
sondern wird auch umfassend den Interessen aller Beteiligten ge-
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Das Begehren des Klägers läuft darauf hinaus, daß er anstelle 
des ihm geschuldeten Bruttolohns durch das Konkursausfallgeld und 
den Steueranteil Bezüge wie bei einer Nettolohnabrede erhält. Das 
würde ihn besserstellen als ohne den Konkurs seines Arbeitgebers. 
Der Kläger kann auch nicht darauf verweisen, er erfahre Nachteile 
beim Lohnsteuerjahresausgleich, weil ihm weniger abgeführte 
Steuern gutgebracht würden; denn wegen des Lohnausfalls und weil 
das Konkursausfallgeld nach § 3 Nr. 2 EStG nicht als Arbeitslohn 
angerechnet wird, bleiben Lohnbezüge und entrichtete Steuern 
ausgewogen. Hierzu bleibt schließlich zu berücksichtigen, daß der 
Gesetzgeber mit dem Konkursausfallgeld die Arbeitnehmer in Höhe 
des Nettoentgelts absichern wollte.

Andererseits wird der Arbeitgeber nicht bessergestellt, wenn 
davon ausgegangen wird, daß er verpflichtet bleibt, auf Löhne, 
die noch aus der Konkursmasse aufzubringen sind, Lohnsteuer zu 
entrichten.

Dr. Thomas Dr. Gehring Michels-Holl
Schleinkof er Krebs
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